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Umsatzsteuer 

ID-Nr.:  

Länderbeteiligung zum Referentenentwurf des Bundesministeriums 

für Umwelt, Klima, Naturschutz und Nukleare Sicherheit – Entwurf 

eines Gesetzes zur Stärkung der Natürlichen Infrastruktur und zur 

Fortentwicklung der naturschutzrechtlichen Eingriffsregelung  

 

Hier: Stellungnahme des Ministeriums für Umwelt, Naturschutz und  

Verkehr des Landes Nordrhein-Westfalen 

 

 

Sehr geehrte Damen und Herren, 

 

vielen Dank für den mit E-Mail vom 06.07.2026 übersandten Geset-

zesentwurf. Gerne nehmen wir dazu wie folgt Stellung: 

 

Allgemeines: 

- Das MUNV kritisiert die von BMUKN gesetzte Frist von drei Tagen, 

in deren Rahmen auch die internen Abstimmungsprozesse vorge-

nommen werden müssen. Innerhalb dieses knappen Zeitraums 

kann keine umfassende und seriöse Bewertung des Entwurfs mög-

lich sein. Die vorliegende Stellungnahme stellt somit lediglich eine 

erste Einschätzung zu den Zielen und zu ausgewählten Maßnah-

men des geplanten Vorhabens dar. Das MUNV behält sich vor, 

weitere Anmerkungen im Rahmen des Bundesratsverfahrens ein-

zubringen oder zu unterstützen. .  

- Die angestrebte Zielsetzung, den Flächenbedarf für eine natur-

schutzfachliche Aufwertung von Natur und Landschaft zu decken, 

die Identifikation und Sicherung einer Naturflächenkulisse zu ver-

einfachen und Flächen zur Erleichterung der Durchführung von 

mailto:poststelle@munv.nrw.de
https://www.umwelt.nrw.de
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Naturschutzmaßmahmen bereitzustellen und die Eingriffsregelung 

zu effektivieren, ist aus Sicht des MUNV grundsätzlich zu begrü-

ßen. Allerdings schöpft der Gesetzentwurf nicht alle Potentaile aus 

und ist daher im Großen und Ganzen unbefriedigend. 

- Das Konzept von Naturschutzbelangen im „überragenden öffentli-

chen Interesse“ ist im Entwurf so eng gefasst, dass damit sogar 

eine wenn auch unfreiwillige Schwächung des Naturschutzes in 

Abwägungs- und Ermessensentscheidungen droht (Zurücktreten 

aller nicht ausdrücklich genannten Belange, Unanwendbarkeit der 

Regelung ausgerechnet bei den bereits ins überragende öffentli-

che Interesse gestellten Infrastrukturvorhaben). Hier muss nach-

gebessert werden.   

- Die im Zusammenspiel mit InfZuG und Bundeswehrinfrastruktur-

Beschleunigungsgesetz vorgesehene Fortentwicklung der Ein-

griffsregelung wird kritisch gesehen – gerade auch mit Blick auf die 

effiziente und unbürokratische Abwicklung.  

- Es mangelt an vollzugstauglichen Instrumenten zur Identifikation 

und Sicherung einer Naturflächenkulisse: So fehlen ein länder-

übergreifendes Bundeslandschaftsprogramm, die Verankerung 

der natürlichen Infrastruktur in der Raumordnung sowie taugliche 

Instrumente zur Bevorratung (Erweiterung des Vorkaufsrechts). 

- insbesondere versäumt es der Entwurf, eine Integration von Na-

turflächenkulisse und Bezüge zur EU-Naturwiederherstellungs-

verordnung und deren Umsetzung vorzunehmen.  

- Da im Gesetzesvorblatt keine konkreten, nachprüfbaren Angaben 

zum Erfüllungsaufwand der Verwaltung gemacht werden, bzw. 

diese „nachgereicht“ werden sollen, kann hierzu keine Stellung-

nahme abgegeben werden. Mehrbelastungen für den Naturschutz-

haushalt werden nicht gutgeheißen. 

- Das Zusammenspiel von NatIfg und InfZug darf einerseits nicht 

dazu führen, dass ein "Naturschutz zweiter Klasse" entsteht, an-

dererseits müssen alle Infrastrukturen oder Anlagen, die nicht im 

überragend öffentlichen Interesse sind, z.B. Radwege, Ortsumge-

hungen, Kreuzungsumbau realisiert werden können. Hierzu 

scheint die derzeitige Formulierung des NatIfg nicht geeignet.                                                                                                                                                                                                                  
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Im Einzelnen:  

 

Zu Artikel 1 (Änderung des Bundesnaturschutzgesetzes) 

 

Zu Nummer 2 lit. a (Einfügung „natürliche Klimaschutzfunktionen“)  

Die Aufnahme der „natürlichen Klimaschutzfunktionen“ als Bestandteil 

der Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege wird begrüßt. Al-

lerdings wird diese Erweiterung im Zusammenhang mit der Einführung 

eines „überragenden öffentlichen Interesses“ in § 1 Abs. 1 a (neu) noch 

nicht hinreichend hinterlegt (siehe dort).  

 

Zu Nummer 2 lit. b (§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E – überragendes öffent-

liches Interesse) 

Die Einführung eines „überragenden öffentlichen Interesses“ an der Ver-

folgung von bestimmen Naturschutzbelangen wird nachdrücklich be-

grüßt. Die Rechtfertigung von Flächeninanspruchnahmen für Wiederher-

stellung, Biodiversität, Biotopverbund und Vernetzung bei Ausweisungs-

entscheidungen könnte so gestärkt werden.  

 

- Allerdings sind die in Abs. 1a erfassten Naturschutzbelange völlig 

unzureichend. Erfasst werden nur solche Gebiete, bei denen be-

reits nach geltendem Recht ein überragendes öffentliches Inte-

resse durch Auslegung einfach dargelegt werden kann. Der mit der 

ausdrücklichen Aufnahme verbundene Mehrwert ist insoweit ge-

ring. 

- Zudem bleibt unklar, ob lediglich eine vorhandene Kulisse gesi-

chert werden soll, ob ein weiterer Ausbau ebenfalls Vorrang hat 

und ob mit dem „Schutz“ die rechtliche Sicherung oder auch die 

Verwirklichung bestimmter Ziele innerhalb der Gebiete verbunden 

sein soll. Für die Neuausweisung weiterer Naturschutzgebiete 

könnte die Festlegung eines „überragenden öffentlichen Interes-

ses“ in der Praxis zu einer zusätzlichen Umsetzungshemmnis füh-

ren – bereits jetzt gibt es in der Praxis massive Akzeptanzprob-

leme.  

- Der deutlich zu eng gefasste Katalog an Naturschutzbelangen im 

überragenden öffentlichen Interesse führt mittelbar zu einer Ab-

wertung aller in der Liste nicht genannten Naturschutzbelange und 

-maßnahmen („Naturschutz zweiter Klasse“) in Abwägungs- und 

Ermessenentscheidungen, denn für diese nicht genannten 
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Belange, Ziele und Maßnahmen dürfte es im Umkehrschluss 

selbst im Einzelfall noch weiter erschwert werden, sich in Abwä-

gungs- und Ermessensentscheidungen durchzusetzen. 

- In der Sache fehlt ein überragendes öffentliches Interesse an der 

Schaffung eines Biotopverbundes nach § 21 BNatSchG, dem 

Schutz und Ausbau der Natürlichen Infrastruktur nach § 20a des 

Entwurfs sowie der Erreichung der Ziele der EU-Naturwieder-

herstellungsverordnung. Zudem fehlt – neben den Schutzgebieten 

– der Schutz seltener oder gefährdeter Arten und Biotope.  

- Es reicht nicht aus, wenn nur bereits vorhandene natürliche, nicht 
entwässerte Moore in ein „überragendes öffentliches Interesse“ 
gestellt werden. Auch die Wiedervernässung von Mooren muss 
generell im „überragenden öffentlichen Interesse stehen. Vorgese-
hen ist in Nr. 2 dagegen lediglich die „aus den Mitteln des ANK 
geförderte“ Wiedervernässung. Eine ANK-Förderung ist jedenfalls 
kein taugliches Kriterium für das Bestehten eines „überragenden 
öffentlichen Interesses“. 

 

- Die Liste in § 1 Abs. 1a Satz 1 des Entwurfs sollte daher grundle-
gend umgestaltet und wie folgt erweitert werden auf:  

1. der Schutz seltener oder gefährdeter Arten und gesetzlich ge-              
schützter Biotope, 

2. Nationalparke und Nationale Naturmonumente (die von heraus-  
              ragender Bedeutung und wie Naturschutzgebiete zu schützen     
              sind) und NATURA 2000-Gebiete (FFH- und Vogelschutzge- 
              biete zur Sicherung des europäischen Naturerbes), 

3. die Schaffung und Sicherung des Biotopverbundes nach § 21, 

4. der Schutz und Ausbau der sonstigen Natürlichen Infrastruktur  
    nach § 20a, 

5. die Erreichung der Ziele nach Artikel 4 und 5 der Verordnung  
    (EU) 2024/1991  

6. der natürliche Klimaschutz, insbesondere die Wiedervernäs- 
     sung von Moorböden 

- Die neue Regelung des überragenden öffentlichen Interesse in        

§ 1 Abs. 1a BNatSchG-E ist regelungstechnisch wenig gelungen. 

Es werde einige ausgewählte naturschutzrechtliche Belange ge-

nannt, die künftig in einem überragenden öffentliches Interesse 
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(üöI) liegen sollen. Diese finden jedoch keine Anwendung gegen-

über Verteidigungsbelangen und einer Vielzahl von Infrastruktur-

vorhaben. Nach der Gesetzesbegründung sollen von der Ausnah-

meregelung nur die genannten Verfahren und solche üöI erfasst 

sein, die bis zum Inkrafttreten des Gesetzes durch das Infrastruk-

tur-Zukunftsgesetz festgelegt werden (S.18), wobei der Gesetzes-

wortlaut generell von anderen Bundesgesetzen spricht, was inso-

fern ein Widerspruch ist. Damit wird das im InfZuG in § 67 Abs. 3 

WHG-E vorgesehene üöI für den Hochwasserschutz Berücksichti-

gung finden, was aus wasserwirtschaftlicher Perspektive zu begrü-

ßen ist. Allerdings ist nicht klar, warum die Vorhaben hier abschlie-

ßend aufgezählt werden und wie dann das Rangverhältnis zu an-

deren Vorhaben im üöI aussehen soll, die nicht aufgezählt sind und 

auch nicht mehr unter die Stichtagsregelung fallen. Deutlich sinn-

voller wäre es, wenn eine abstrakte Regelung  auf „sonstige im 

überragenden öffentlichen Interesse stehenden Rechtsgüter“ ver-

weist und  auch keine Stichtagseinschränkungen beinhaltet. Mit 

der hier gewählten Regelung wird eine Rangverhältnis suggiert, 

was zu weiteren Kollisionsproblemen mit künftigen gesetzlichen 

Regelungen führen kann. Dass daneben Rechtsgüter von Verfas-

sungsrang ebenfalls in Abwägung treten müssen, bleibt unbenom-

men, insofern ist die Regelung auch teils deklaratorisch, teils kon-

stitutiv, je nach Rechtsgut, was zu weiteren systematischen Wer-

tungsproblemen führen kann. 

 

- Die vorgesehene Regelungssystematik verschärft das „Windhund-

rennen“ der gesetzgeberischen Festlegung von Belangen des 

überragenden öffentlichen Interesses. So besteht die Befürchtung, 

dass alle Infrastrukturen, die hier noch nicht genannt sind, werden 

nachziehen müssen. 

In Artikel 1 Ziffer 2 b) heißt es nach § 1a Ziffer 2: 

"allgemeiner Grundsatz); ein überragendes öffentliches Interesse 

nach Satz 1 findet keine Anwendung gegenüber Belangen der 

Landes- und Bündnisverteidigung. Dies gilt außerdem gegenüber 

aktuellen und zukünftigen Vorhaben, die nach § 2 EEG, § 4 Ge-

oBG, § 1 Absatz 3 WindSeeG, § 1 Absatz 1 BBPlG, § 1 Absatz 2 

ENLAG, § 11c, § 14d Absatz 10, § 28q Absatz 8, § 43 Absatz 3a 

und § 43l Absatz 1 EnWG, § 1 Absatz 2 NABEG, § 4 Absatz 1 

WasserstoffBG, § 2 Absatz 3 WPG, § 1 Absatz 3 GEG, § 4 Absatz 

1 und § 11 Absatz 1 KSpTG, § 1 TKG, §  Absatz 7a BauGB  
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(Ergänzung der Aufzählung durch weitere Normen in Gesetzen mit 

bestehendem üöI) oder bis zum [Datum des Inkrafttretens des Ge-

setzes] durch ein anderes Bundesgesetz in das überragende öf-

fentliche Interesse gestellt wurden, [und gegenüber Vorhaben, die 

aus dem Sondervermögen für Infrastruktur und Klimaneutralität fi-

nanziert werden].“ 

Dieser Passus muss unter verkehrsbezogenen Gesichtspunkten 

im Lichte des Infrastruktur-Sondervermögens interpretiert werden 

und die Änderung des Infrastruktur-Zukunftsgesetzes zu den Brü-

ckenersatzneubauten in den Blick nehmen. Daher ist die Vorschrift 

um den neuen § 3 FStrG zu ergänzen. So sollten auch die Son-

dervermögensmittel z.B. aus dem LuKIFG und die entsprechen-

den landesgesetzlichen Regelungen dazu (z.B. das Gesetz über 

den Nordrhein-Westfalen-Plan für gute Infrastruktur 2025 bis 2036 

(NRW-Infrastrukturgesetz 2025 bis 2036)) von der Ausnahme er-

fasst werden, um einen entsprechenden Mittelabfluss zu gewähr-

leisten. 

 

- Eine Ausgestaltung der im überragenden öffentlichen Interesse 

stehenden Naturschutzbelange als „allgemeiner Grundsatz“ im 

Sinne von Art. 72 Abs. 3 Satz 1 Nr. 2 GG, der durch die Länder 

nicht abänderbar ist, wird grundsätzlich begrüßt. Allerdings muss 

– auch mit Blick auf den zu engen Katalog von Naturschutzbelan-

gen im überragenden öffentlichen Interesse zumindest klargestellt 

werden, dass Erweiterungen der Liste nicht betroffen sind. 

 

- Der Zusatz, wonach ein überragendes öffentliches Interesse nach 

Satz 1 „keine Anwendung“ in der Abwägung von Vorhaben findet, 

die bis zum Inkrafttreten des NatInfG in das überragende öffentli-

che Interesse gestellt werden, ist abzulehnen. Die neue Gewich-

tungsvorgabe erreicht ihre Grenze, wenn im Einzelfall gleichran-

gige Güter kollidieren. Während nach geltendem Recht zumindest 

eine Einzelfallabwägung eröffnet wäre, liefe diese in Zukunft leer. 

Statt dessen sollte (analog zum InfZuG) eine Maßgabe, wonach 

die in Satz 1 genannten Belange „als vorrangiger Belang in die je-

weils durchzuführenden Schutzgüterabwägungen und Ermes-

sensentscheidungen einzubringen sind“ ergänzt werden. Ohne 

eine solche Ergänzung fehlt es an einer klaren gesetzgeberische 

Gewichtung zugunsten der beschleunigten Realisierung der be-

troffenen Maßnahmen.  
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- Es wird angeregt in S. 3 der Regelung statt des Satzteiles „Dies 

gilt außerdem gegenüber …“ klarstellend „Es findet auch keine An-

wendung …“ aufzunehmen. In der aktuellen Formulierung des Ge-

setzentwurfs kommt das Verhältnis der Regelung eines überra-

genden öffentlichen Interesses am Schutz näher bestimmter Ge-

biete (z.B. Nationalpark) zu anderen Vorschriften, die ein überra-

gendes öffentliches Interesse anderer Vorhaben regeln (z.B. § 2 

EEG), nicht klar zum Ausdruck. Erst unter Hinzuziehung der Be-

gründung (S. 17f.) lässt sich das Gewollte herleiten. Für eine ver-

besserte Vollzugstauglichkeit und Rechtsklarheit sollte sich das 

Gewollte unmittelbar aus der Regelung ergeben. 

 

Zu Nummer 2 lit. C (§ 1 Abs. 3 BNatSchG-E Betonung der Funktion 

von Mooren, Wälder und Gewässer für natürliche Klimaanpassung) 

Der Absatz enthielt bereits die inhaltliche Ausrichtung auf Klimaanpas-

sung und -schutz, die Bedeutung der aufgezählten Naturräume wird am 

Ende aber nur für Klimaschutz betont. Daher wird vorgeschlagen, „Klima-

anpassung“ an der Stelle zu ergänzen:  

„Moore, Wälder und Gewässer einschließlich ihrer Auen, sind so zu er-

halten und zu entwickeln, dass sie ihre Funktion im Naturhaushalt und 

ihren Beitrag für den natürlichen Klimaschutz und die Klimaanpassung 

[sowie die Verkehrsfunktion der Bundeswasserstraßen] erfüllen können,“. 

 

Zu Ziff. 3 Buchstabe b (§ 2 – Ziele des Naturschutzes: Flächenbevor-

ratung) 

Die Einführung eines Absatzes 3a Änderung des § 2 BNatSchG (Verwirk-

lichung der Ziele des Naturschutzes), wonach „geeignete Grundflächen 

für Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege bereitgestellt 

werden sollen“ ist jedenfalls für sich genommen kein taugliches Bevorra-

tungsinstrument. Private werden nicht gebunden. Die Zielsetzung müsste 

zumindest mit einem Vorkaufsrecht an entsprechenden Flächen flankiert 

werden. Siehe dazu auch unten Anmerkungen zu Ziffer 11 (§ 20 a).  
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Zu Ziff. 4 (§ 9 - Änderungen Landschaftsplanung) 

- Die vorgeschlagenen Erweiterungen der Zielsetzungen der Land-

schaftsplanung werden grundsätzlich begrüßt.  

 

- Allerdings gehen die Änderungen nicht weit genug. Im Entwurf 

fehlt die Einführung eines Bundeslandschaftsprogramms: Ein sol-

ches, vom Sachverständigenrat für Umweltfragen schon seit lan-

gem gefordertes Planungsinstrument könnte eine Steuerungs- und 

Koordinierungsfunktion insbesondere bei der Ausweitung des Bio-

topverbunds, der Suche und Sicherung einer Kulisse für die natür-

liche Infrastruktur und die Umsetzung der W-VO bieten.  

 

- Es wird in § 9 Abs. 3 S. 1 Nr. 4 lit e) die Ergänzung „und zur Klima-

wandelanpassung“ vorgeschlagen: 

 

„[(3) Die Pläne sollen Angaben enthalten über  

4. die Erfordernisse und Maßnahmen zur Umsetzung der konkre-

tisierten Ziele des Naturschutzes und der Landschaftspflege, ins-

besondere ]:  

 

e) zum Schutz und zur Klimawandelanpassung, zur Quali-

tätsverbesserung und zur Regeneration von Böden, Ge-

wässern, Luft und Klima,“ 

 

Damit würde dem inhaltlichen Katalog der zukünfitgen Land-

schaftspläne die Betrachtung der Klimawandelanpassung explitzit 

hinzugefügt. Entsprechende Maßnahmen im Katalog zu nennen ist 

nur konsequent, wenn das Ziel zur Anpassung auch schon in § 1 

benannt ist.  

 

Zu Nummer 5 (§ 14 – Freistellung vom Eingriffstatbestand) 

 

- Zu Buchstabe a (§ 14 Abs. 2a - Erleichterungen für Agroforstsys-

teme) 

Die mit Abs. 2a verfolgte Intention, Agroforstsysteme zu privilegie-

ren, begegnet insgesamt keinen Bedenken. Allerdings ist der in 

Satz 1 verwendete Begriff „berücksichtigt werden“ für eine gesetz-

liche Tatbestandsvoraussetzung relativ unbestimmt. Es bleibt of-

fen, wann die Voraussetzung erfüllt ist und wer dies beurteilt. Satz 
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2 stellt bereits eine Regelvermutung anhand der guten fachlichen 

Praxis auf. Um eine gewisse Dopplung zu vermeiden, bietet sich 

die Zusammenfassung von Satz 1 und 2 wie folgt an: „Nicht als 

Eingriff gilt die Anlage und Nutzung/Bewirtschaftung von Agroforst-

systemen auf Ackerland außerhalb von Natura 2000-Gebieten, 

Nationalparken, Biosphärenreservaten und Naturschutzgebieten, 

sofern die Anforderungen der guten fachlichen Praxis nach § 5 Ab-

satz 2 dieses Gesetzes sowie § 17 Absatz 2 des Bundes-Boden-

schutzgesetzes und dem Recht der Landwirtschaft eingehalten 

werden.“ 

 

Die in Satz 3 vorgesehene pauschale Freistellung könnte mit an-

deren Vorschriften des Naturschutzrechts kollidieren, weil sich z.B. 

während der Nutzungsdauer wertvolle Strukturen wie gesetzlich 

geschützte Biotope entwickeln können. Spätere Auslegungsfragen 

könnten durch eine ergänzende Formulierung wie z.B. „Die Vor-

schriften des gesetzlichen  Biotopschutzes, des Gebietsschutzes 

sowie des besonderen Artenschutzes bleiben unberührt.“ vermie-

den werden, indem klargestellt wird, dass die Privilegierung erhal-

ten bleibt, ohne spezialgesetzliche Schutzvorschriften auszu-

schließen.  

 

Der in Satz 4 verwendete Begriff der „erstmaligen Grünlandnut-

zung“ sollte präzisiert werden, ob Dauergrünland oder jede Grün-

landbewirtschaftung gemeint ist.  

 

 

- Zu Buchstabe b (§ 14 Absatz 4 – Freistellung bestimmter Maßnah-

men von der Eingriffsregelung) 

Die vorgesehene gesetzliche Freistellung zur ordnungsgemäßen 

Unterhaltung von Verkehrswegen von der Eingriffsregelung in Ab-

satz 4 begegnet grundsätzlich keinen Bedenken. Allerdings sollte 

der Begriff „regelmäßig“ durch den Begriff „wiederkehrend“ ersetzt 

werden, da auch unregelmäßig Maßnahmen Unterhaltungsmaß-

nahmen sein können. Weiterhin fehlt es an einer Legaldefinition 

der „ordnungsgemäßen Unterhaltung“. Insbesondere bleibt unklar, 

ob auch der „erweiterte“ verkehrsrechtliche Unterhaltungsbegriff 

(der auch Ersatzneubauten umfasst) hier mit einbezogen werden 

soll oder nicht. Dies wird absehbar zu Vollzugsunsicherheiten füh-

ren. Es sollte zumindest durch entsprechend Klarstellungen in der 
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Begründung sichergestellt werden, dass tatsächlich nur Bagatell-

konstellationen erfasst werden.  

 

Es wird folgende Formulierung des Absatz 4 vorgeschlagen:  

„Wiederkehrende Maßnahmen zur ordnungsgemäßen Unterhal-

tung von Verkehrswegen und zugehörigen Betriebsanlagen, die 

der Erhaltung des bestimmungsgemäßen Zustands dienen, gelten 

nicht als Eingriff. Dies gilt auch für Maßnahmen eines ökologischen 

Trassenmanagements an Schienenwegen, soweit sie dem Erhalt 

der Verkehrssicherheit und des bisherigen Trassenzustands die-

nen und keine über diesen Zweck hinausgehenden erheblichen 

Beeinträchtigungen von Natur und Landschaft verursachen.“ 

 

Die Formulierung von Ausnahmetatbeständen der Eingriffsrege-

lung auf Verkehrswege und Betriebsanlagen sollte in der Begrün-

dung noch klarer herausgestellt werden. Diese Ausnahme  als Un-

terhaltungstatbestand sollte bei allen Verkehrswegen in der Be-

gründung geschärft werden, die momentane Regelung erweckt 

den Eindruck, sich einseitig auf die Schiene zu beziehen. Hier 

sollte das BNatSchG sich z.B. an den Regelungen des § 30 

LNatSchG NRW orientieren und neutrale unterhaltungsbezogene 

Tatbestände schaffen. Auch ist nicht klar, weshalb der Ersatzneu-

bau explizit von der Regelung ausgenommen wird. Die Vorschrift 

schafft Vollzugshindernisse und ist z.B. im Straßenrecht auch noch 

vom weiteren Unterhaltungsbegriff erfasst. 

 

 

- Es ist zu festzustellen, dass naturschutzfachliche Maßnahmen in 

Begleitung des Straßenbaus häufig zu einer naturschutzfachlichen 

Aufwertung von Flächen führen, die nicht in die Ausnahmetatbe-

stände mit einbezogen werden. Die Straßenbauverwaltung über-

nimmt viele freiwillige z.B. auch artenschutzrechtliche Maßnah-

men. Es ist zu befürchten, dass auf diese Maßnahmen zukünftig 

verzichtet wird, wenn das BNatSchG nicht zukünftig hier Regelun-

gen schafft, diese Maßnahmen zu würdigen. 

 

- In Abs. 5 des Entwurfes werden Ausnahmen für naturschutzrecht-

liche Eingriffe festgelegt, die die Durchführung von Maßnahmen 

zur ökologischen Verbesserung sowie zur Verbesserung der 
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Leistungs- und Funktionsfähigkeit oberirdischer Gewässer betref-

fen. Dies ist zu begrüßen.    

 

 

Zu Nummer 6 (§ 15 – Kompensation von Eingriffen)  

- Allgemein: es besteht die Gefahr, dass die Erfüllung staatlicher Na-

turschutzpflichten angesichts begrenzter finanzieller und personel-

ler Ressourcen zunehmend von der Möglichkeit abhängt, Maßnah-

men im Rahmen der Eingriffsregelung im Wege der Realkompen-

sation über Vorhabenträger bzw. Verursacher zu finanzieren. Die 

„Fortentwicklung“ der Eingriffsregelung dient damit weniger der 

Entlastung von Verursachern als vielmehr der Entlastung der öf-

fentlichen Hand. In der Folge wird teilweise kritisch diskutiert, ob 

sich ein „Naturschutz unter Ressourcenvorbehalt“ herausbildet. 

Zudem besteht nur noch ein schwacher Anreiz, reale Kompen-sa-

tionsmaßnahmen gegenüber Geldzahlungen zu bevorzugen. Das 

erhöht das Risiko, dass Zahlungen statt Flächenmaßnahmen ge-

wählt werden. 

 

- Buchstabe a (Naturraumbezug) 

Die graduelle Lockerung des bisherigen Naturraumbezugs der Re-

alkompensation ist naturschutzfachlich unproblematisch. Bereits 

nach geltendem Recht hatte der Verursacher ein hohes Maß an 

Flexibilität wegen der Größe der Naturräume. Durch die Auswei-

tung von Ersatzmaßnahmen auf angrenzende Naturräume wäre 

allerdings auch ein deutlich größerer Raum auf Flächenverfügbar-

keit zu untersuchen. Welche Anforderungen der Vorhabenträger 

dabei zu erfüllen hat, bleibt ungeregelt. Es wird um Aufnahme einer 

konkretisierenden Regelung gebeten, welche verhältnismäßigen 

und praktikablen Anforderungen an den Nachweis zu erfüllen sind. 

Eine klare Regelung würde Vollzug und Antragsteller gleicherma-

ßen entlasten und die Rechtssicherheit der Entscheidungen stär-

ken. 

 

- Zu Buchstabe b (Erweiterung Multifunktionalität) 

Die in Abs. 2a enthaltene Erweiterung der Multifunktionalität von 

Maßnahmen auch auf Wiederherstellungsmaßnahmen nach der 

W-VO, auf Ausgleichsmaßnahmen nach § 30 Abs. 3 BNatSchG 

und auf Wiederauffostungen nach § 9 BWaldG erscheint sachge-

recht. Allerdings ist zu berücksichtigen, dass es sich bei einigen 
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der genannten Maßnahmen um originäre staatliche oder unions-

rechtliche Verpflichtungen handelt (z.B. im Rahmen von Natura 

2000, der Wasserrahmenrichtlinie oder der EU-Wiederher-

stellungsziele). Hieraus ergeben sich Abgrenzungsschwierigkeiten 

zwischen Pflicht- und Kompensationsmaßnahmen und ein erhöh-

ter Interpretationsbedarf im Vollzug. 

  

- Zu Buchstabe c (Bonus-Malus-Regelung für Kompensationsmaß-

nahmen 

Absatz 3a sieht vor, dass ein Verursacher als Bonus eine Verrin-

gerung der Kompensationsverpflichtung in Höhe von 15 % erhält, 

wenn der Eingriff durch Inanspruchnahme einer bevorrateten Maß-

nahmen nach § 16 Abs. 1 erfolgt.  

Die Regelung ist zwar vollzugspraktisch sinnvoll, naturschutzfach-

lich jedoch kritisch zu bewerten. Der pauschale Abschlag von 15 

% löst die Kompensation von der einzelfallbezogenen funktions-

äquivalenten Bewertung und ersetzt sie durch eine schematische 

Typisierung. Dadurch besteht die Gefahr struktureller Unterkom-

pensation, insbesondere bei hochwertigen oder schwer regene-

rierbaren Biotopen. Insgesamt wird das Leitbild der ökologischen 

Wertgleichheit der Eingriffsregelung nur eingeschränkt gewahrt. 

 

Absatz 3b sieht einen Malus vor, wenn ein Verursacher den Eingriff 

auf Flächen realisiert, die zur Natürlichen Infrastruktur nach § 20a 

gehören (Erhöhung der Biotopwertbezogenen Kompensation um 

20 %). Die Regelung ist naturschutzfachlich grundsätzlich sachge-

recht, da sie der besonderen ökologischen Wertigkeit und Funkti-

onsbedeutung von Flächen der Natürlichen Infrastruktur nach § 

20a BNatSchG Rechnung trägt. Durch den erhöhten biotopwert-

bezogenen Kompensationsbedarf wird deren besondere Schutz-

würdigkeit sowie ihre Bedeutung für Biotopverbund und Biodiver-

sität berücksichtigt und zugleich eine lenkende Wirkung zugunsten 

der Eingriffsvermeidung entfaltet. Allerdings ist die erfasste Kulisse 

derzeit noch nicht vollzugstauglich konkretisiert, so dass unklar 

bleibt, für welche Flächen genau ein Aufschlag von 20% erforder-

lich ist.  

Kritisch zu bewerten ist jedoch die pauschale Anhebung um 20 %, 

da diese die heterogene ökologische Qualität innerhalb der be-

troffenen Flächenkategorie nur unzureichend abbildet und damit 
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im Einzelfall zu Über- oder Unterkompensation führen kann. Ins-

gesamt ist die Regelung fachlich plausibel, weist jedoch Defizite in 

der hinreichenden Differenzierung des Einzelfalls auf. 

 

Die Nutzung von Flächenpools und Ökokonten ist häufig auf-

grund von nachzuweisenden Wirtschaftlichkeitsberechnungen 

nicht anwendbar. Hier müssen andere Mechanismen greifen, um 

die Nutzung von Ökokonten attraktiver zu gestalten. 

Der Wert wird fachlich nicht begründet und ist willkürlich festge-

setzt worden. Im Übrigen stehen auch hier keine Flächenbevorra-

tungsinstrumente zur Verfügung. Es ist zu befürchten, dass Rad-

wege und Verkehrssicherungsmaßnahmen in Gebieten der Na-

türlichen Infrastruktur nicht mehr sachgerecht umgesetzt werden 

können. Hierfür sind Ausnahmevorschriften zu konzipieren. 

 

 

- Zu Buchstabe d (Sicherungszeitraum) 

Die Anknüpfung des Sicherungszeitraums an die Dauer vorhaben-

bezogener Wirkungen wird begrüßt; sie entspricht dem Leitgedan-

ken der Eingriffsregelung, wonach Ausgleichs- und Ersatzmaß-

nahmen funktional und zeitlich an den durch den Eingriff verur-

sachten Beeinträchtigungen auszurichten sind. Dadurch wird ge-

währleistet, dass Kompensationsmaßnahmen nicht vorzeitig ent-

fallen, solange ökologische Auswirkungen des Eingriffs fortbeste-

hen. Kritisch zu bewerten ist jedoch die Verwendung der unbe-

stimmten Formulierung „in der Regel“, da diese erhebliche Spiel-

räume für abweichende Festlegungen eröffnet und damit die prog-

nostische Bestimmung der Wirkungsdauer im Einzelfall erschwert.  

 

 

- Zu Buchstabe e (Vorrangige Nutzung für Schutz und Ausbau der 

natürlichen Infrastruktur 

Die Regelung ist naturschutzfachlich überzeugend, da sie die Er-

satzzahlung konsequent an Maßnahmen des Naturschutzes bin-

det und den Ausbau der Natürlichen Infrastruktur fördert 
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Zu Buchstabe f (§ 15 Absatz 6a  neu – Regelbeispiele zur tatsächli-

chen und rechtlichen Unmöglichkeit der Realkompensation) 

Regelbeispiele zur Klärung der tatsächlich oder rechtlich unmöglichen 

Realkompensation sind zwar grundsätzlich sachgerecht, allerdings tra-

gen die unbestimmten Rechtsbegriffe („unzumutbare Belastungen“, „vor-

handen oder verfügbar“) nicht zur Vollzugsvereinfachung bei. Insbeson-

dere das Kriterium der „Verfügbarkeit“ hätte einer genaueren Konturie-

rung bedurft. Die Flächenverfügbarkeit ist maßgeblich von rechtlichen 

und wirtschaftlichen Rahmenbedingungen abhängig und stellt nicht zwin-

gend eine naturschutzfachliche Grenze der Kompensation dar. Dadurch 

besteht die Gefahr, dass Vollzugshindernisse als fehlende Kompensier-

barkeit bewertet und das Schutzniveau der Eingriffsregelung abgesenkt 

wird. Vor allem aber hätten im NatInfG Instrumente zur Sicherstellung der 

Flächenverfügbarkeit geschafen werden müssen, damit ein Vorhabenträ-

ger auf staatlich oder aber selbst bevorratete Flächen zurückgreifen kann 

(siehe unten Buchstab g zu § 15 Abs. 6b neu sowie zu Punkt „Sonstiges“).  

 

Auf die bereits angesprochene Problematik eines Nachweises der Flä-

chenverfügbarkeit im Hinblick auf die Ausweitung von Ersatzmaßnahmen 

auf angrenzende Naturräume (siehe oben Anmerkungen zu Artikel 1 Ziff. 

6 Buchstabe a – zu § 15 Abs. 2 BNatSchG) wird verwiesen. Auch insoweit 

würde eine klare Regelung Vollzug und Antragsteller gleichermaßen ent-

lasten und die Rechtssicherheit der Entscheidungen stärken 

 

Zu Buchstabe g (§ 15 Abs. 6b neu – Implementation des InfZuG: Er-

satzzahlung statt Realkompensation für bestimmte Vorhaben; „Ma-

lus-Regelung“) 

Nach dem NatInfG erhöht sich die Ersatzzahlung um 20 %, wenn der Vor-

habenträger auf Grundlage des im InfZuG und im Bundeswehr-Infrastruk-

turbeschleunigungsgesetz vorgesehenen § 15 Abs. 6b von einer Real-

kompensation absieht. Der Zuschlag soll den Vorteil ausgleichen, der 

dem Vorhabenträger durch den Wegfall der Verpflichtung zur Durchfüh-

rung von Kompensationsmaßnahmen entsteht, und zugleich möglichen 

Verzögerungen bei der naturschutzfachlichen Maßnahmenumsetzung 

Rechnung tragen.  

 

Der durch den neuen Abs. 6a vorgesehene Zuschlag auf die Ersatzzah-

lung („Malus“) führt zwar zu einer gewissen Stärkung der Realkompensa-

tion und setzt einen Anreiz, vorrangig Ausgleichs- und Ersatzmaßnahmen 

umzusetzen. Naturschutzfachlich ist dieser Ansatz grundsätzlich zu 
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begrüßen. Eine solche Regelung ist jedoch nur wegen der zu Grunde lie-

gende Schwächung der Eingriffsregelung durch das InfZuG erforderlich, 

die aus Naturschutzsicht abzulehnen ist. InfZuG und NatInfG sind damit 

auch im Zusammenspiel ungeeignet, die Problematik fehlender Aufwer-

tungsflächen sachgerecht und nachhaltig zu lösen. Gerade wenn das 

NatInfG wegen mangelnder Flächenverfügbarkeit einen Wechsel ins Er-

satzgeld eröffnet (siehe oben Buchstabe f) muss auch die vorausschau-

ende Bevorratung von unter Naturschutzgesichtspunkten aufwertungsfä-

higen Flächen sichergestellt werden. Ansonsten besteht die Gefahr, dass 

die Realkompensation weiter an Bedeutung verliert. Daher sollte aus na-

turschutzfachlicher Sicht die Erleichterung des Rückgriffs auf Ersatzzah-

lungen durch Instrumente zur langfristigen Flächensicherung flankiert 

werden. Hierzu zählt  zumindest die Einführung eines Vorkaufsrechts für 

Naturschutzvorhaben im überragenden öffentlichen Interesse sowie ei-

nes besonderen Vorkaufsrechts für die Bevorratung von Kompensations-

flächen für Infrastrukturvorhaben im überragenden öffentlichen Interesse.  

 

Zu Buchstabe h (§ 15 Absatz 8a neu – Verordnungsermächtigung 

Abschläge) 

Absatz 8a neu enthält eine Ermächtigung, durch Rechtsverordnung eine 

Regelung zu signifikanten Abschlägen beim Ausgleich für näher zu be-

stimmende Maßnahmen des Klima- und Umweltschutzes, des Küsten- 

und Hochwasserschutzes sowie der Klimaanpassung zu treffen. Diese 

Ermächtigung ermöglicht zwar eine sachgerechte Berücksichtigung mul-

tifunktionaler Klima- und Umweltschutzmaßnahmen, begegnet aber den-

noch naturschutzfachlichen Bedenken. Die weit gefasste Ermächtigung 

zu „signifikanten Abschlägen“ ohne gesetzliche Konkretisierung der Vo-

raussetzungen birgt die Gefahr einer pauschalen Reduzierung des Kom-

pensationsumfangs und damit einer Abschwächung des naturschutzfach-

lichen Schutzniveaus der Eingriffsregelung. 

 

 

 

Zu Nummer 7 (§ 15a neu – Verwendung der InfZuG-Ersatzzahlungen) 

Durch § 15a neu wird die Verwendung der Ersatzzahlungen geregelt, die 

aufgrund des InfZuG vereinnahmt werden. Diese sollen „vorrangig zur 

Durchführung eigener Maßnahmen oder für den Ankauf von Maßnahmen 

Dritter, insbesondere aus bestehenden Ökokonten, zur Aufwertung von 

Natur und Landschaft verwendet werden.“ Laut Entwurfsbegründung soll 

die Maßgabe eine Integration der Vorhaben in „bestehende 
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naturschutzfachliche Planungen auf Bunds- und Landesebene“ sicherzu-

stellen. Dazu ist die Regelung jedoch nicht erforderlich (zumal ein Bun-

deslandschaftsprogramm ohnehin im Entwurf für ein NatInfG fehlt). Eine 

(vorrangige) Berücksichtigung im Rahmen des § 9 Abs. 3 S. 2 Nr. 4 c) 

BNatSchG hätte insoweit auch ausgereicht. Zudem dürften sich auch be-

stehende Ökokonten keineswegs ausschließlich in den genannten Flä-

chenkulissen befinden. Insbesondere ist nicht erkennbar, weshalb die 

„Förderung von noch nicht durchführten Maßnahmen Dritter“ eine ledig-

lich untergeordnete Bedeutung zukommen soll.  

Die Formulierung „ist vorrangig … zu verwenden“ ist mehrdeutig. Es muss 

(durch Streichung des Begriffs „vorrangig“, zumindest aber durch Klar-

stellung in der Begründung) klargestellt werden, dass es bei der bisheri-

gen Zweckbindung an die Realisierung von tatsächlichen Maßnahmen 

bleibt. Eine Verwendung von Ersatzzahlungen für die Finanzierung von 

nicht-maßnahmenbezogenen Leistungen, also etwa für Personal- oder 

Sachkosten, ist ausdrücklich auszuschließen.  

 

Zu Nummer 8 (§ 15b – Übertragung der Realkompensation mit be-

freiender Wirkung auf Dritte)  

Allgemein sind Zielsetzung und Regelungsgehalt des § 15b zu konkreti-

sieren, die Bestimmung ist nicht aus sich heraus verständlich. 

Soweit die Regelung eine Option der Übertragung der Pflicht zur Real-

kompensation auf von Naturschutzbehörden anerkannte Dritte beinhaltet, 

begegnet dies keinen Bedenken. Die Regelung ist naturschutzfachlich 

sachgerecht, da sie die Durchführung und dauerhafte Unterhaltung von 

Kompensationsmaßnahmen durch anerkannte Dritte erleichtert. Voraus-

setzung ist jedoch, dass deren fachliche Eignung sichergestellt ist und die 

behördliche Kontrolle der Maßnahmen uneingeschränkt bestehen bleibt. 

Anderenfalls besteht die Gefahr, dass die langfristige Wirksamkeit der 

Kompensation beeinträchtigt wird. 

 

 

Zu Nummer 9 (§ 16b neu – Naturgutschriften, Verordnungsermäch-

tigung)  

Der neue § 16b eröffnet den Erwerb von so genannten „Naturgutschrif-

ten“. Dies sind Nachweise über Maßnahmen, die zu einer dauerhaften 

Aufwertung von Natur und Landschaft führen, die wesentlichen Anforde-

rungen an bevorratete Maßnahmen im Sinne des § 16 Abs. 1 S. 1 Num-

mern 2-5 erfüllen, also im Hinblick auf zu erwartende Eingriffe durchge-

führt werden, ohne selbst Kompensationsmaßnahme zu sein. Diese 
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Naturgutschriften können durch Private, das BMUKN oder eine durch die-

ses zu bestimmende Stelle erworben werden. Das Nähere soll eine 

Rechtsverordnung regeln.  

Die Einführung von Naturgutschriften ist naturschutzfachlich grundsätz-

lich geeignet, zusätzliche private und öffentliche Finanzmittel für Maßnah-

men des Naturschutzes und der Landschaftspflege zu mobilisieren. Die 

Beschränkung auf Maßnahmen, die zu einer dauerhaften Aufwertung von 

Natur und Landschaft führen und die Anforderungen des § 16 Abs. 1 Satz 

1 Nr. 2 bis 5 erfüllen, gewährleistet ein hohes fachliches Qualitätsniveau. 

Positiv zu bewerten ist ferner der Ausschluss der Weiterveräußerung, da 

hierdurch spekulative Handelsmodelle vermieden und der Charakter der 

Naturgutschriften als Finanzierungsinstrument erhalten bleibt. 

Kritisch ist jedoch, dass die Vorschrift offen lässt, wie sich Naturgutschrif-

ten zu bestehenden Instrumenten wie Ökokonten, Kompensationsmaß-

nahmen und Ersatzzahlungen verhalten. Ohne eine klare Abgrenzung 

besteht die Gefahr von Doppelstrukturen und Missverständnissen hin-

sichtlich der naturschutzfachlichen Wirkung der Gutschriften.  

Die Regelung geht nicht weit genug. Die Handelbarkeit ist bislang durch 

den Verweis auf § 16 Abs. 1 S. 1 BNatSchG nur auf die Ziele der Ein-

griffsregelung bezogen. Vergleichbare Pflichten können sich aber auch 

im Rahmen von Befreiungen vom Gebietsschutz nach § 67 BNatSchG 

oder im Zusammenhang mit der Gewährleistung von FFH- und Arten-

schutzvorgaben oder Ausnahmen vom gesetzlichen Biotopschutz erge-

ben. Diese Pflichten könnten ebenfalls in die Handelbarkeit einbezogen 

werden.  

Zu Naturgutschriften werden Details ausdrücklich in eine spätere Rechts-

verordnung verschoben (§ 16a Absatz 3), ohne dass im Gesetz selbst 

Qualitätskriterien oder Vorsorgeprinzipien klar verankert sind. 

 

Zu Nummer 10 (§ 20 Abs. 1 – Biotopverbund auf 15 Prozent der Lan-

desfläche) 

Die Biotopverbundsystem soll bis Ende 2030 mindestens 15 % der Fläche 

eines jeden Landes umfassen. Dies trägt zur Stärkung des Biotopverbun-

des bei und wird ausdrücklich begrüßt. Es entspricht den Forderungen 

des Sachverständigenrates für Umweltfragen und den in einzelnen Län-

dern bereits vorgesehenen Zielmarken für Flächenanteilen des Bio-

topverbundes (z.B. LNatSchG NRW).  
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Zu Ziffer 11 (§ 20a neu – Natürliche Infrastruktur) 

§ 20a soll laut Entwurfsbegründung die Kulisse bilden, in der wesentliche 

Teile der landes- und bundesweit bedeutsamen Naturschutzflächen ab-

gebildet sind. An diese Kulisse wird in mehreren neuen Regelungen an-

geknüpft. Es ist allerdings nicht ersichtlich, wie das neue Instrument zu 

einer strategische Stärkung des Naturschutzes führen soll. Der Begriff der 

Natürlichen Infrastruktur bleibt konzeptionell, ohne echte Schutz‑ oder 

Vorrangwirkung; die naturschutzrechtliche Schlagkraft der Kulisse wird 

stark begrenzt. Eine Aufwertung von Flächen und ein Erhalten bzw. eine 

Neuschaffung von Lebensraumtypen – auch über bestehende Natura 

2000-Kulissen bzw. bereits vorhandene § 30er-Biotope hinaus – wird 

nicht adressiert. Das dürfte die Umsetzung der Verpflichtungen aus der 

EU-Wiederherstellungsverordnung erheblich erschweren. 

 

- Der Auftrag zu „Schutz und weiterem Ausbau“ der natürlichen Inf-

rastruktur in Absatz 1 bleibt diffus.  

- § 20a Absatz 3 erklärt Flächen der Natürlichen Infrastruktur zwar 

als besonders geeignet für Kompensation und Fördermittelein-

satz, knüpft aber darüber hinaus explizit „keine weiteren Rechts-

folgen“ an. Damit bleiben fachlich wichtige Aspekte ungeklärt: Pri-

orität dieser Flächen in der Planung gegenüber konkurrierenden 

Nutzungen, verbindliche Schutzstandards, Mindestanforderungen 

an Eingriffsvermeidung bzw. ‑begrenzung und langfristige Siche-

rung. 

- Es ist nicht nachvollziehbar, weshalb das überragenden öffentli-

chen Interesse nach § 1 Abs. 1a nicht alle oder zumindest deutlich 

mehr Aspekte der natürlichen Infrastruktur umfasst - etwa solche 

von bundesweiter Bedeutung.  

- Der Mehrwert der Neuregelung gegenüber den herkömmlichen In-

strumenten der Landschaftsplanung wird nicht deutlich. Zudem 

fehlt eine korrespondierende Bundeslandschaftsplanung, die bun-

desweit bedeutsame Ökosystemleistungen aufzeigt und die räum-

lichen Ansprüche gegenüber konkurrierenden Nutzungsansprü-

chen wie etwa raumbedeutsamen Gesamt- und Fachplanungen 

absichert.  
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- Der Mehrwert gegenüber der bestehenden Schutzgebietskulisse 

für die in Abs. 1 Nr. 1 lit a) genannten Gebiete bleibt unklar (siehe 

auch Anmerkung zu § 1a) – unterfällt nur der Status Quo der 

Schutzgebietskulisse einem überragenden öffentlichen Inte-

resse?   

- Das Zusammenspiel bzw. der Mehrwert im Vergleich zum Bio-

topverbund nach § 20 BNatschG ist ersichtlich: Die Begrifflichkei-

ten sind unscharf: der Bezug auf „Auen“ und „Moorböden“ müsste 

zumindest nach dem Muster des gesetzlichen Biotopschutzes z.B. 

durch Aussagen in Entwurfsbegründung konkretisiert werden. 

Abs. 2 Nr. 2 a) schafft neue Begrifflichkeiten und Doppelstrukturen 

(„Vorkommensgebiete seltener oder gefährdeter Arten“ , „Bio-

topverbundachsen und-korridore, grundlegende Lenbsraumnetz-

werke). Eine Einbeziehung in die „überragenden Allgemeinwohl-

belange ist nicht vorgesehen“.  

- Eine Verzahnung mit der Flächenkulisse der W-VO fehlt ganz. 

- Das Verhältnis zur Landschaftsplanung ist unklar. Insbesondere ist 

nicht ersichtlich, inwieweit § 20a Abs. 3 BNatSchg über den Gehalt 

des § 9 Abs. 2 Nr. 4c BNatSchG hinausgeht.  

- Instrumente zur Bevorratung der Kulisse fehlen: Eine verbindliche 

räumliche Sicherungspflicht oder Priorisierung in Planfeststel-

lungsverfahren fehlt. Die bloße Feststellung der Eignung der „Na-

türlichen Infrastruktur“ zur Bereitstellung als „geeignete Grundflä-

chen für Zwecke des Naturschutzes und der Landschaftspflege“ 

nach § 2 Abs. 3a ersetzt kein Bevorratungsinstrument. Die Einfüh-

rung eines naturschutzrechtlichen Planfeststellungsverfahrens – 

z.B. zur Moor- oder Auenrenaturierung – wäre sehr wünschens-

wert.  

- Zum Verweis auf die Bonus-Malus-Regelung in § 20a Abs. 3 (neu): 

Gemäß § 15 Abs.1 BNatSchG geltender Fassung ist der Verursa-

cher verpflichtet vermeidbare Beeinträchtigungen zu unterlassen. 

Das Vermeidungsgebot nach geltendem Recht zielt auf die Aus-

schöpfung von Ausführungsvarianten am vorgesehenen Standort 

des Vorhabens ab. Durch die Neuregelung soll ein Anreiz geschaf-

fen werden, Eingriffe nicht auf hochwertigen Natur-schutzflächen 

durchzuführen, sondern stattdessen auf aus Naturschutzsicht we-

niger relevante Flächen auszuweichen, also auch Standortalterna-

tiven in den Blick zu nehmen.  
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Durch diese gesetzliche Änderung wird der Bedarf an Kompensa-

tionsflächen allerdings in den Fällen zunehmen, in denen keine 

Standortalternativen zur Inanspruchnahme von hochwertigen Flä-

chen gegeben sind. Dies kann etwa lineare Infrastrukturvorhaben 

(z.B. Straßenbau) treffen. Ohne sachgerechte Bevorratungsmög-

lichkeiten wird der höhere Bedarf an Flächen zur Umsetzung von 

Kompensationsmaßnahmen der angestrebten Planungsbeschleu-

nigung von Infrastrukturmaßnahmen entgegenstehen oder geht 

aufgrund von Kompensationsdefiziten zu Lasten des Naturschut-

zes. Letztlich wird es für die Träger staatlicher Aufgaben - z.B. für 

die Straßenbauverwaltung zunehmend - schwieriger, an geeignete 

Flächen für die Aufgabenerfüllung zu kommen. Vor diesem Hinter-

grund ist es widersprüchlich, dass das BNatSchG kein geeignetes 

Instrument der Flächenbevorratung integriert. Diese unvollstän-

dige Konzeption geht also nicht nur zu Lasten der Beschleunigung 

von Infrastrukturvorhaben, sondern auch  zu Lasten des Natur-

schutzes. 

 

Zu Ziffer 13 (§ 40 Absatz 1 Satz 4 Nummer 4 neu): 

Die Änderung wäre eine signifikante Abschwächung des § 40 Abs. 1 

BNatSchG zur Verwendung gebietseigener Herkünfte, die sich durch die 

Verfügbarkeit so nicht begründen lässt. Es wird als besonders kritisch an-

gesehen, dass bei Nichtverfügbarkeit uneingeschränkt auf beliebiges 

Saat- und Pflanzgut zurückgegriffen werden soll.. Ausgeschlossen wären 

dann nur die invasiven Arten der Unionsliste gemäß der VO (EU) Nr. 

1143/2014. Alle anderen aus fachlicher Sicht potenziell invasiven Arten 

oder invasiven Neophyten wären hier nicht ausgeschlossen. Viele dieser 

Arten sind (noch) nicht auf der Unionsliste gelistet, da Risikobewertungen 

für die Aufnahme oder lediglich einige der in der Verordnung geforderten 

Informationen in der Risikobewertung fehlen. Negative Auswirkungen 

sind teils trotzdem bekannt.  

Zudem fehlen sowohl im Gesetzestext als auch in der Gesetzesbegrün-

dung Kriterien dafür, wann eine Nichtverfügbarkeit vorliegt. 

 

Unter Berücksichtung verkehrlicher Aspekte sollte der Ausnahmetatbe-

stand bei Nichtverfügbarkeit auf alle Kompensationsflächen erweitert 

werden. Die Nachweisführung ist schwierig, weil Markterkundungen 

keine verlässlichen Ergebnisse bringen und Ausschreibungen mit dem 

Zwecke einer Markterkundung vergaberechtlich nicht zulässig sind. 
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Letztlich muss hier eine Regelung geschaffen werden, die im Vollzug 

auch umsetzbar ist. 

 

 

 

Sonstiges: 

 

Flächenbevorratung, insbesondere Vorkaufsrecht 

Der systematische Ausbau eines naturschutzbezogenen Vorkaufsrechts 

auch zur Flächenbevorratung nach § 66 BNatSchG wird vermisst. Ein 

zentrales Instrument zur aktiven Flächensicherung für Naturschutz und 

Wiederherstellung, aber auch zur Vorbereitung einer Kompensation von 

Infrastrukturvorhaben im überragenden öffentlichen Interesse wird nicht 

entwickelt. 

 

Die Erweiterung des Bußgeldkatalogs (§ 69) (Unterlassung festgesetz-

ter Kompensationsmaßnahmen) wird begrüßt.  

 

 

Als Anlage übersende ich parallel die Stellungnahme des Ministerium für 

Landwirtschaft und Verbrauchschutz NRW. 

 

Mit freundlichen Grüßen 

Im Auftrag 

gez. 

 

 

Anlage: -1- (Stellungnahme MLV NRW) 
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